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 Das Merkblatt für externe Vertretungskräfte habe ich zur Kenntnis genommen. 
 
 

 Die Belehrung aus dem gemeinsamen Runderlass des Ministers des Innern, zugleich im Rahmen 
des Ministerpräsidenten, der Fachminister und des Direktors des Landespersonalamtes vom 
09.09.1979 – StAnz S. 1544 habe ich zur Kenntnis genommen. 
 
 

 Über die gesundheitlichen Anforderungen an und von Lehrkräfte(n) und meine Mitwirkungspflich-
ten bin ich informiert worden und habe die Belehrung zur Kenntnis genommen. 
 
 

 Ich erkläre, dass ich über den Inhalt der für meine Tätigkeit relevanten Strafvorschriften und die 
Bedeutung der Verpflichtung unterrichtet worden bin und ich eine Abschrift dieses Protokolls und 
der Strafvorschriften erhalten habe. 
 
 

 Ich bestätige hiermit den Empfang der Verwaltungsvorschriften für Beschäftigte des Landes über 
die Annahme von Belohnungen und Geschenken (StAnz. 44/2006 S. 2490 ff). 
 
 

 Ich erkläre, dass die Angaben zu Strafen und Disziplinarmaßnahmen sowie zu laufenden Verfahren 
vollständig sind. Ich verpflichte mich, von jedem gegen mich eingeleiteten Straf- oder Ermittlungs-
verfahren und jeder gerichtlichen Verurteilung Mitteilung zu machen. 
 
 
 
........................................................, den ................................. 
 
 
 
 
 
.................................................................................................. 
Unterschrift der Schulleiterin/des Schulleiters 
 
 
 
 
 
................................................................................................. 
Unterschrift der Vertretungskraft 

 
 



 
 

Merkblatt für externe Vertretungskräfte 
Steuer- und sozialversicherungsrechtliche Behandlung von externen Vertretungs-
kräften im Rahmen der Unterrichtsgarantie Plus – für eine verlässliche Schule 

 
1. 

Sofern die gesetzlichen Voraussetzungen1 erfüllt sind und Sie die Erklärung nach 
§ 3 Nr. 26 Einkommensteuergesetz abgeben, wird die Hessische Bezügestelle (HBS) Ihre für die 
geleisteten Stunden erhaltenen Bezüge unter Berücksichtigung der steuerfreien Aufwandsent-
schädigung bis zur Höhe von 2.100,- Euro pro Jahr („Übungsleiterfreibetrag“) abrechnen. In 
diesem Fall ist die Vorlage einer Lohnsteuerkarte nicht erforderlich. Sie haben den Vorteil, dass 
bis zu dem Betrag von 2.100,- Euro Ihre Einnahmen steuerfrei sind und Sie auch keine Sozial-
versicherungsbeiträge leisten müssen. 
 
 

2. 

Ist dieser Freibetrag in einem Kalenderjahr ausgeschöpft, so muss die HBS Ihre Sozialversiche-
rungspflicht prüfen. Für Ihre Tätigkeit im Rahmen der Unterrichtsgarantie Plus – für eine ver-
lässliche Schule kann die Abrechnung auf der 400 Euro-Minijob-Basis in Betracht kommen. Man 
spricht dann von einem 400 Euro-Minijob2, wenn das Arbeitsentgelt aus dieser Beschäftigung 
regelmäßig im Monat 400 Euro nicht übersteigt. Für Ihren 400 Euro-Minijob zahlt das Land 
Hessen eine 28%ige Pauschale zur Renten- und Krankenversicherung. Zudem führt das Land 
Hessen auch noch eine 2%ige Pauschsteuer ab. Sie müssen selbst weder Sozialversicherungs-
beiträge noch Lohnsteuer zahlen; allerdings haben sie die Möglichkeit, auf die Versicherungs-
freiheit in der Rentenversicherung zu verzichten und den Pauschalbeitrag zur Rentenversiche-
rung aufzustocken. Ihre Einnahmen aus dem 400 Euro-Minijob müssen Sie nicht in Ihrer Ein-
kommensteuererklärung angeben. Die Vorlage einer Lohnsteuerkarte ist auch in diesem Fall 
nicht erforderlich. 
 
Es gibt allerdings bestimmte Personengruppen, die nicht auf Minijob-Basis abgerechnet werden 
können. Bitte beachten Sie dazu umseitige Übersicht. 
 
 

3. 

Sollten Ihre Einnahmen im Rahmen Ihrer Vertretungstätigkeit mehrfach höher als 400 Euro 
monatlich liegen, tritt die reguläre Sozialversicherungs- und Steuerpflicht ein. Dies gilt unter 
bestimmten Voraussetzungen auch dann, wenn Sie mehrere 400 Euro-Minijobs nebeneinander 
haben. In diesen Fällen müssen Sie Ihre Lohnsteuerkarte vorlegen. 
 
Weitere Auskünfte, Hinweise und Erläuterungen (auch mit Beispielen) finden Sie im Internet auf 
der Homepage der Minijob-Zentrale unter www.minijob-zentrale.de. Dort können Sie auch die 
„Neue Broschüre zum Thema Minijob“ downloaden. 
 
 
1 Voraussetzung ist hierbei insbesondere, dass die Tätigkeit nebenberuflich ausgeübt wird. Wird der 

„Übungsleiterfreibetrag“ vollständig oder anteilig bereits bei einem anderen Dienst- oder Auftragsverhältnis berücksich-
tigt, so ist die HBS mit dem entsprechenden Formblatt zu informieren. 

2 Geringfügige Beschäftigung gemäß § 8 Abs. 1 Nr. 1 SGB IV 



 
 

 
Personengruppe 

Anwendung des 

Übungsleiter-
freibetrags 

 

Anwendung der 
Minijob-

Regelung 

 
Weitere Informationen 

Aktive Beamte Nein Nein Die Tätigkeit im Rahmen von U+ wird über die Mehrarbeitsregelung vergütet. 

Angestellte mit BAT-
Vertrag beim Land Hessen 

Nein Nein Die Tätigkeit im Rahmen von U+ wird zusammen mit der Hauptbeschäftigung sozialversiche-
rungsrechtlich und steuerrechtlich als ein einheitliches Beschäftigungsverhältnis behandelt. 

Lehrkräfte in Elternzeit Ja Ja Ein Einsatz von Lehrkräften in Elternzeit im Rahmen von U+ ist nur mit Genehmigung des 
Dienstvorgesetzten möglich. 

Lehrkräfte im 
Vorbereitungsdienst 

Nein Nein Die Tätigkeit im Rahmen von U+ wird über die Mehrarbeitsregelung vergütet. Ihr Einsatz soll 
wegen der Vorrangigkeit der Ausbildung nur in begründeten Ausnahmefällen genehmigt werden. 

Pensionäre Ja Ja Bitte beachten Sie, dass die Überschreitung individuell unterschiedlicher Hinzuverdienstgrenzen 
zu Kürzungen bei der Versorgung führen kann. 

Rentner Ja Ja Die 400 Euro-Minijob-Regelung wird unter Beachtung einer verminderten Obergrenze angewen-
det. Der Übungsleiterfreibetrag findet Anwendung. Bezieher einer vollen Erwerbsminderungsren-
te, sowie einer Altersrente vor Vollendung des 65. Lebensjahres dürfen nur bis zu einem Betrag 
von 350 Euro monatlich hinzuverdienen, um den Rentenanspruch in voller Höhe zu behalten. Ein 
Überschreiten bis zum doppelten Wert ist zweimal pro Kalenderjahr unschädlich. Es wird empfoh-
len, jede Erwerbstätigkeit dem Rentenversicherungsträger zu melden. 

Arbeitslose Ja Ja Informationen über die Hinzuverdienstgrenzen und die erforderliche Meldung des erzielten Ent-
gelts an die Bundesagentur für Arbeit erfahren sie unter www.unterrichtsgarantieplus.hessen.de 
Die Bundesanstalt für Arbeit erteilt hierzu individuelle Auskünfte. 

Angestellte des Landes 
Hessen in der 
Freistellungsphase der 
Altersteilzeit (ATZ) 

 
Angestellte des Landes Hessen (BAT-Verträge) in der Freistellungsphase der Altersteilzeit können im Rahmen von U+ nicht eingesetzt 

werden. 

Beamte in der 
Freistellungsphase der 
Altersteilzeit (ATZ) 

Ja Ja Für die Beschäftigung im Rahmen von U+ bedarf es grundsätzlich einer Genehmigung nach 
§ 79 HBG. Zuständig für die Entscheidung ist das Staatliche Schulamt. 

Studenten Ja Ja Besondere Regelungen für Studenten entnehmen Sie bitte dem Internetauftritt der 
Minijob-Zentrale unter www.minijob-zentrale.de  

 

Weiterführende Informationen zu den rechtlichen Regelungen mit Berechnungsbeispielen finden Sie im Internet unter 
www.unterrichtsgarantieplus.hessen.de 



 
 

Auszug aus dem gemeinsamen Runderlass des Ministers des  
Innern, zugleich im Rahmen des Ministerpräsidenten, der Fachminister 
und des Direktors des Landespersonalamtes  
vom 09.09.1979 – StAnz S. 1544 

 
 

 
Belehrung: 
 
Bewerber für den öffentlichen Dienst müssen die Gewähr dafür bieten, dass sie jederzeit für die freiheitliche demo-
kratische Grundordnung eintreten. Sie bekräftigen ihre Pflicht zur Verfassungstreue (§ 7 Abs. HBG) mit Ihrer Ei-
desleistung (Gelöbnis), dass sie das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland und die Verfassung des Lan-
des Hessen sowie alle in Hessen geltenden Gesetze wahren werden (Abschn. II der Grundsätze und Verfassungsre-
geln). 
 
Nach § 67 Abs. 2 des Hessischen Beamtengesetzes (HBG) ist der Beamte verpflichtet, sich durch sein gesamtes 
Verhalten zu der freiheitlichen demokratischen Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes und der Verfassung des 
Landes Hessen zu bekennen und für deren Erhaltung einzutreten. 
Dementsprechend darf gemäß § 7 Abs. 1 Nr. 2 HBG in das Beamtenverhältnis nur berufen werden, wer die Gewähr 
bietet, dass er jederzeit für die freiheitliche demokratische Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes und der Ver-
fassung des Landes Hessen eintritt. Die Pflicht, sich zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung zu bekennen, 
gilt entsprechend für Angestellte.  
 
Freiheitliche demokratische Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes ist nach der Rechtsprechung des Bundes-
verfassungsgerichts (Urteile vom 23. Oktober 1952 - BVerfGE 2, S.1 (12f) und vom 17. August 1956 BVerfGE 5, 
S.85) eine Ordnung, die unter Ausschluss jeglicher Gewalt- und Willkürherrschaft eine rechtsstaatliche Herr-
schaftsordnung auf der Grundlage der Selbstbestimmung des Volkes nach dem Willen der jeweiligen Mehrheit und 
der Freiheit und Gleichheit darstellt. Zu den grundlegenden Prinzipien dieser Ordnung sind insbesondere zu rech-
nen: 
 
Die Achtung vor den im Grundgesetz konkretisierten Menschenrechten, vor allem vor dem Recht der Persönlich-
keit, auf Leben und freie Entfaltung, 
die Volkssouveränität, 
die Gewaltenteilung, 
die Verantwortlichkeit der Regierung gegenüber der Volksvertretung, 
die Gesetzmäßigkeit der Verwaltung, 
die Unabhängigkeit der Gerichte, 
das Mehrparteienprinzip, 
die Chancengleichheit für alle politischen Parteien, 
das Recht auf verfassungsmäßige Bildung und Ausübung einer Opposition. 
 
Die Teilnahme an Bestrebungen, die sich gegen diese Grundsätze richten, ist unvereinbar mit den Pflichten eines 
Angehörigen des öffentlichen Dienstes. Verschweigt ein Bewerber die Teilnahme an solchen Bestrebungen, so 
wird die Ernennung bzw. der Abschluss des Arbeitsvertrages als durch arglistige Täuschung herbeigeführt angese-
hen. Arglistige Täuschung führt zur Zurücknahme der Ernennung bzw. Anfechtung des Arbeitsvertrages. 
Gegen Beamte auf Lebenszeit oder auf Zeit, die sich einer solchen Pflichtverletzung schuldig machen, wird ein 
Disziplinarverfahren mit dem Ziel der Entfernung aus dem Dienst, gegen Beamte auf Probe oder auf Widerruf ein 
Entlassungsverfahren eingeleitet. 
Angestellte müssen in diesen Fällen mit einer außerordentlichen Kündigung rechnen. 
 



Gesundheitliche Anforderungen und Mitwirkungspflichten an und von Lehrkräften 
 

Personen, die an 

Cholera, Diphtherie, Enteritis durch enterohäorrhagische E.coll (EHEC), virusbedingtem hämorrhagischem Fieber, 

Haemophilus influenza Typ b-Meningitis, Impetigo contaglosa (ansteckende Borkenflechte) Keuchhusten, anste-

ckungsfähiger Lungentuberkulose, Masern, Meningokokkeninfektion, Mumps, Paratyphus, Pest, Poliomyelitis, Sca-

bies (Krätze), Scharlach oder sonstigen Streptococcus, Pyrogenesinfektionen, Shigellose, Typhus abdominalis, Vi-

rushepatitis A oder E und Windpocken 

erkrankt oder dessen verdächtig oder die verlaust sind, dürfen in Schulen keine Lehr- und Erziehungs-, Pflege-, 
Aufsichts- oder sonstige Tätigkeiten ausüben, bei denen sie Kontakt zu den Schülerinnen und Schülern haben, bis 
nach ärztlichem Urteil eine Weiterverbreitung der Krankheit oder der Verlausung durch sie nicht mehr zu befürchten 
sind. 
 
Dies gilt auch für Lehrkräfte, in deren Wohngemeinschaft nach ärztlichem Urteil eine Erkrankung an oder ein Ver-
dacht auf 
Cholera, Diphtherie, Enteritis durch enterohäorrhagische E.coll (EHEC), virusbedingten hämorrhagischem Fieber, 

Haemophilus influenza Typ b-Meningitis, ansteckungsfähiger Lungentuberkulose, Masern, Meningokokkeninfektion, 

Mumps, Paratyphus, Pest, Poliomyelitis, Shigellose, Typhus abdominalls, Virushepatitis A oder E aufgetreten ist. 
 
Ausscheider von 
Vibrio cholerae O1 und O139, Corynebacterium diphtheriae, Toxin bildend, Salmonelle Typhi, Salmonbella Paratyphi, 

Shigella sp. und enterohämorrhagischen E.coll (EHEC) 

dürfen nur mit Zustimmung des Gesundheitsamtes und unter Beachtung der gegenüber dem Ausscheider und der Schule 
verfügten Schutzmaßnahmen die Schulräume betreten, Einrichtungen der Schule benutzen und an Schulveranstaltun-
gen teilnehmen. 
Wenn einer der genannten Tatbestände aufgetreten ist, so hat die Lehrkraft der Schule hiervon unverzüglich Mittei-
lung zu machen. 
 

Niederschrift über die förmliche Verpflichtung nach § 1 Abs. 1 bis 3 des Verpflichtungsgesetzes 

 
Vor dem zuständigen Unterzeichnenden bin ich heute zum Zwecke der Verpflichtung nach  
§ 1 Abs. 1 bis 3 des Verpflichtungsgesetzes vom 2. März 1974 (Bundesgesetzblatt I S. 469, 547) in der jeweils gel-
tenden Fassung erschienen. 
 
Ich wurde auf die gewissenhafte Erfüllung meiner Obliegenheiten verpflichtet. Mir wird der Inhalt der folgenden §§ 
des Strafgesetzbuches bekannt gegeben: 
 

§ 133 Abs. 3 (Verwahrungsbruch) 

§ 201 Abs. 3 (Verletzung der Vertraulichkeit des Wortes) 

§ 203 Abs. 2, 4, 5 (Verletzung von Privatgeheimnissen) 

§ 204 (Verwertung fremder Geheimnisse) 

§§ 353 b (Verletzung des Dienstgeheimnisses und einer beson-
deren Geheimhaltungspflicht) 

§ 358 (Nebenfolgen) 

§ 97 b Abs. 2 i.V.m. §§ 94 und 97 (Verrat in irriger Annahme eines illegalen Geheimnis-
ses) 

§ 120 Abs. 2 (Gefangenenbefreiung) 

§ 355 (Verletzung des Steuergeheimnisses) 

Ich werde darauf hingewiesen, dass ich aufgrund der Verpflichtung unter die vorstehenden Strafvorschriften fallen 
kann, die im Folgenden abgedruckt sind: 



Auszug aus dem Strafgesetzbuch i.d.F. der Bekanntmachung vom 13. November 1998 (BGBl. I S. 3322) 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 24. Oktober 2006 (BGBl. I S. 3250) 

 
 
 
 

§ 94 
Landesverrat 

(1) Wer ein Staatsgeheimnis 
1. einer fremden Macht oder einem ihrer Mittelsmänner mitteilt oder 
2. sonst an einen Unbefugten gelangen lässt oder öffentlich bekannt macht, um die Bundesrepublik Deutschland zu 

benachteiligen oder eine fremde Macht zu begünstigen, und dadurch die Gefahr eines schweren Nachteils für die äußere Sicherheit der Bundes-
republik Deutschland herbeiführt, wird mit Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr bestraft. 

(2) In besonders schweren Fällen ist die Strafe lebenslange Freiheitsstrafe oder Freiheitsstrafe nicht unter fünf Jahren. Ein besonders schwerer 
Fall liegt in der Regel vor, wenn der Täter 

1. eine verantwortliche Stellung missbraucht, die ihn zur Wahrung von Staatsgeheimnissen besonders verpflichtet, oder 
2. durch die Tat die Gefahr eines besonders schweren Nachteils für die äußere Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland herbeiführt. 

§ 95 
Offenbaren von Staatsgeheimnissen 

(1) Wer ein Staatsgeheimnis, das von einer amtlichen Stelle oder auf deren Veranlassung geheimgehalten wird, an einen 
Unbefugten gelangen lässt oder öffentlich bekannt macht und dadurch die Gefahr eines schweren Nachteils für die Bundesrepublik Deutschland her-
beiführt, wird mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren bestraft, wenn die Tat nicht in § 94 mit Strafe bedroht ist. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 
(3) In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren. § 94 Abs. 2 Satz 2 ist anzuwenden. 

§ 96 
Landesverräterische Ausspähung; Auskundschaften von Staatsgeheimnissen 

(1) Wer sich ein Staatsgeheimnis verschafft, um es zu verraten (§ 94), wird mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn  Jahren bestraft. 
(2) Wer sich ein Staatsgeheimnis, das von einer amtlichen Stelle oder auf deren Veranlassung geheimgehalten wird, ver- 

schafft, um es zu offen baren (§ 95), wird mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. Der Versuch ist strafbar. 

§ 97 
Preisgabe von Staatsgeheimnissen 

(1) Wer ein Staatsgeheimnis, das von einer amtlichen Stelle oder auf deren Veranlassung geheimgehalten wird, an einen 
Unbefugten gelangen lässt oder öffentlich bekannt macht und dadurch fahrlässig die Gefahr eines schweren Nachteils für die äußere Sicherheit der 
Bundesrepublik Deutschland verursacht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Wer ein Staatsgeheimnis, das von einer amtlichen Stelle oder auf deren Veranlassung geheimgehalten wird und das ihn  
Kraft seines Amtes, seiner Dienststellung oder eines von einer amtlichen Stelle erteilten Auftrags zugänglich war, leichtfertig an einen Unbefugten 
gelangen lässt und dadurch fahrlässig die Gefahr eines schweren Nachteils für die äußere Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland verursacht, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(3) Die Tat wird nur mit Ermächtigung der Bundesregierung verfolgt. 

§  97a  
Verrat illegaler Geheimnisse 

Wer ein Geheimnis, das wegen eines der in § 93 Abs. 2 bezeichneten Verstöße kein Staatsgeheimnis ist, einer fremden Macht oder einem ihrer Mittels-
männer mitteilt und dadurch die Gefahr eines schweren Nachteils für die äußere Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland herbeiführt, wird wie ein 
Landesverräter (§ 94) bestraft. § 96 Abs. 1 in Verbindung mit 
§ 94 Abs. 1 Nr. 1 ist auf Geheimnisse der in Satz 1 bezeichneten Art entsprechend anzuwenden. 

§ 97b 
Verrat in irriger Annahme eines illegalen Geheimnisses 

(1) Handelt der Täter in den Fällen der §§ 94 bis 97 in der irrigen Annahme, das Staatsgeheimnis sei ein Geheimnis der in 
 § 97 a bezeichneten Art, so wird er, wenn 
1. dieser Irrtum ihm vorzuwerfen ist, 
2. er nicht in der Absicht handelt, dem vermeintlichen Verstoß entgegenzuwirken, oder 
3. die Tat nach den Umständen kein angemessenes Mittel zu diesem Zweck ist, 

nach den bezeichneten Vorschriften bestraft. Die Tat ist in der Regel kein angemessenes Mittel, wenn der Täter nicht zuvor ein Mitglied des Bundes-
tages um Abhilfe angerufen hat. 

(2) War dem Täter als Amtsträger oder als Soldat der Bundeswehr das Staatsgeheimnis dienstlich anvertraut oder zugänglich, so wird er auch dann 
bestraft, wenn nicht zuvor der Amtsträger einen Dienstvorgesetzten, der Soldat einen Disziplinarvorgesetzten um Abhilfe angerufen hat. Dies gilt 
für die für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten und für Personen, die im Sinne des § 353 b Abs. 2 verpflichtet worden sind, sinnge-
mäß. 

§ 120 
Gefangenenbefreiung 

(1) Wer einen Gefangenen befreit, ihn zum Entweichen verleitet oder dabei fördert, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe 
 bestraft. 
(2) Ist der Täter als Amtsträger oder als für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteter gehalten, das Entweichen 

eines Gefangenen zu verhindern, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder Geldstrafe. 
(3) Der Versuch ist strafbar. 
(4) Einem Gefangenen im Sinne der Absätze 1 und 2 steht gleich, wer sonst auf behördliche Anordnung in einer Anstalt  verwahrt wird. 
 
 
 
 



§ 133 
Verwahrungsbruch 

(1) Wer Schriftstücke oder andere bewegliche Sachen, die sich in dienstlicher Verwahrung befinden oder ihm oder einem 
anderen dienstlich in Verwahrung gegeben worden sind, zerstört, beschädigt, unbrauchbar macht oder der dienstlichen Verfügung entzieht, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Dasselbe gilt für Schriftstücke oder andere bewegliche Sachen, die sich in amtlicher Verwahrung einer Kirche oder 
anderen Religionsgesellschaft des öffentlichen Rechts befinden oder von dieser dem Täter oder einem anderen amtlich in Verwahrung gegeben wor-
den sind. 

(3) Wer die Tat an einer Sache begeht, die ihm als Amtsträger oder für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten 
anvertraut worden oder zugänglich geworden ist, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

§ 201 
Verletzung der Vertraulichkeit des Wortes 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer unbefugt 
1. das nicht öffentlich gesprochene Wort eines anderen auf einen Tonträger aufnimmt 

oder 
2. eine so hergestellte Aufnahme gebraucht oder einem Dritten zugänglich macht. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer unbefugt 
1. das nicht zu seiner Kenntnis bestimmte nicht öffentlich gesprochene Wort eines anderen mit einem Abhörgerät abhört 

oder 
2. das nach Absatz 1 Nr. 1 aufgenommene oder nach Absatz 2 Nr. 1 abgehörte nichtöffentlich gesprochene Wort eines anderen im Wortlaut oder sei-

nem wesentlichen Inhalt nach öffentlich mitteilt. 
Die Tat nach Satz 1 Nr. 2 ist nur strafbar, wenn die öffentliche Mitteilung geeignet ist, berechtigte Interessen eines anderen zu beeinträchtigen. Sie 
ist nicht rechtswidrig, wenn die öffentliche Mitteilung zur Wahrnehmung überragender öffentlicher Interessen gemacht wird. 

(3) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer als Amtsträger oder als für den öffentlichen Dienst besonders Verpflich-
teter die Vertraulichkeit des Wortes verletzt (Absätze 1 und 2). 

(4) Der Versuch ist strafbar. 
(5) Die Tonträger und Abhörgeräte, die der Täter oder Teilnehmer verwendet hat, können eingezogen werden. § 74 a ist anzuwenden. 

§ 203 
Verletzung von Privatgeheimnissen 

(1) Wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum persönlichen Lebensbereich gehörendes Geheimnis oder  
ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, offenbart, das ihm als 

1. Arzt, Zahnarzt, Tierarzt, Apotheker oder Angehörigen eines anderen Heilberufs, der für die Berufsausübung oder die Führung der Berufsbezeich-
nung eine staatlich geregelte Ausbildung erfordert, 

2. Berufspsychologen mit staatlich anerkannter wissenschaftlicher Abschlussprüfung, 
3. Rechtsanwalt, Patentanwalt, Notar, Verteidiger in einem gesetzlich geordneten Verfahren, Wirtschaftsprüfer, vereidigtem Buchprüfer, Steuerberater, 

Steuerbevollmächtigten oder Organ oder Mitglied eines Organs einer Wirtschaftsprüfungs-, Buchprüfungs- oder Steuerberatungsgesellschaft, 

4. Ehe-, Familien-, Erziehungs- oder Jugendberater sowie Berater für Suchtfragen in einer Beratungsstelle, die von einer Behörde oder Körperschaft, 
Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts anerkannt ist, 

4a) Mitglied oder Beauftragten einer anerkannten Beratungsstelle nach den §§ 3 und 8 des Schwangerschaftskonfliktgesetzes, 
5. staatlich anerkanntem Sozialarbeiter oder staatlich anerkanntem Sozialpädagogen 

oder 
6. Angehörigen eines Unternehmens der privaten Kranken-, Unfall- oder Lebensversicherung oder einer privatärztlichen  

Verrechnungsstelle anvertraut worden oder sonst bekannt geworden ist, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. 
(2) Ebenso wird bestraft, wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum persönlichen Lebensbereich gehören 

des Geheimnis oder ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, offenbart, das ihm als 
1. Amtsträger, 
2. für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten, 
3. Person, die Aufgaben oder Befugnisse nach dem Personalvertretungsrecht wahrnimmt, 
4. Mitglied eines für ein Gesetzgebungsorgan des Bundes oder eines Landes tätigen Untersuchungsausschusses, sonstigen 

Ausschusses oder Rates, das nicht selbst Mitglied des Gesetzgebungsorgans ist, oder als Hilfskraft eines solchen Ausschusses oder Rates  
5. öffentlich bestelltem Sachverständigen, der auf die gewissenhafte Erfüllung seiner Obliegenheiten auf Grund eines  

 Gesetzes förmlich verpflichtet worden ist, oder 
6. Person, die auf die gewissenhafte Erfüllung ihrer Geheimhaltungspflicht bei der Durchführung wissenschaftlicher 

Forschungsvorhaben auf Grund eines Gesetzes förmlich verpflichtet worden ist, anvertraut worden oder sonst bekannt geworden ist. Einem Geheimnis 
im Sinne des Satzes 1 stehen Einzelangaben über persönliche oder sachliche Verhältnisse eines anderen gleich, die für Aufgaben der öffentlichen 
Verwaltung erfasst worden sind; Satz 1 ist jedoch nicht anzuwenden, soweit solche Einzelangaben anderen Behörden oder sonstigen Stellen für 
Aufgaben der öffentlichen Verwaltung bekannt gegeben werden und das Gesetz dies nicht untersagt. 

(2a) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn ein Beauftragter für den Datenschutz unbefugt ein fremdes Geheimnis im Sinne dieser Vor-
schriften offenbart, das einem in den Absätzen 1 und 2 Genannten in dessen beruflicher Eigenschaft anvertraut worden oder sonst bekannt ge-
worden ist und von dem er bei der Erfüllung seiner Aufgaben als Beauftragter für den Datenschutz Kenntnis erlangt hat. 

(3) Einen in Absatz 1 Nr. 3 genannten Rechtsanwalt stehen andere Mitglieder einer Rechtsanwaltskammer gleich. Den in Absatz 1 und Satz 1 Genannten 
stehen ihre berufsmäßig tätigen Gehilfen und die Personen gleich, die bei ihnen zur Vorbereitung auf den Beruf tätig sind. Den in Absatz 1 und den in 
Satz 1 Genannten steht nach dem Tod des zur Wahrung des Geheimnisses Verpflichteten ferner gleich, wer das Geheimnis von dem Verstorbenen o-
der aus dessen Nachlass erlangt hat. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 sind auch anzuwenden, wenn der Täter das fremde Geheimnis nach dem Tod des Betroffenen unbefugt offenbart. 
(5) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Frei-

heitsstrafe bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe. 

§ 204 
Verwertung fremder Geheimnisse 

(1)  Wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, zu dessen Geheimhaltung er nach § 203 verpflichtet ist, 
verwertet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2)  § 203 Abs. 4 gilt entsprechend. 
 



§ 331 
Vorteilsannahme 

(1)  Ein Amtsträger oder ein für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteter, der für die Dienstausübung einen Vorteil für sich oder einen Dritten 
fordert, sich versprechen lässt oder annimmt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2)  Ein Richter oder Schiedsrichter, der einen Vorteil für sich oder einen Dritten als Gegenleistung dafür fordert, sich versprechen lässt oder annimmt, 
dass er eine richterliche Handlung vorgenommen hat oder künftig vornehme, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
Der Versuch ist strafbar. 

(3)  Die Tat ist nicht nach Absatz 1 strafbar, wenn der Täter einen nicht von ihm geforderten Vorteil sich versprechen lässt oder annimmt und die zustän-
dige Behörde im Rahmen ihrer Befugnisse entweder die Annahme vorher genehmigt hat oder der Täter unverzüglich bei ihr Anzeige erstattet und sie 
die Annahme genehmigt. 

§ 332 
Bestechlichkeit 

(1) Ein Amtsträger oder ein für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteter, der einen Vorteil für sich oder einen Dritten als Gegenleistung dafür 
fordert, sich versprechen lässt oder annimmt, dass er eine Diensthandlung vorgenommen hat oder künftig vornehme und dadurch seine Dienstpflichten 
verletzt hat oder verletzen würde, wird mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. In minder schweren Fällen ist die Strafe 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe. Der Versuch ist strafbar. 

(2) Ein Richter oder Schiedsrichter, der einen Vorteil für sich oder einen Dritten als Gegenleistung dafür fordert, sich versprechen lässt oder annimmt, 
dass er eine richterliche Handlung vorgenommen hat oder künftig vornehme und dadurch seine richterlichen Pflichten verletzt hat oder verletzen 
würde, wird mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren bestraft. In minder schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs 
Monaten bis zu fünf Jahren. 

(3) Falls der Täter den Vorteil als Gegenleistung für eine künftige Handlung fordert, sich versprechen lässt oder annimmt, so sind die Absätze 1 und 2 
schon dann anzuwenden, wenn er sich dem anderen gegenüber bereit gezeigt hat, 
1. bei der Handlung seine Pflichten zu verletzen oder, 
2. soweit die Handlung in seinem Ermessen steht, sich bei Ausübung des Ermessens durch den Vorteil beeinflussen zu lassen. 

§ 353b 
Verletzung des Dienstgeheimnisses und einer besonderen Geheimhaltungspflicht 

(1) Wer ein Geheimnis, das ihm als 
1. Amtsträger,  
2. für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten oder 
3. Person, die Aufgaben oder Befugnisse nach dem Personalvertretungsrecht wahrnimmt,  anvertraut worden oder sonst bekannt geworden ist, 

unbefugt offenbart und dadurch wichtige öffentliche Interessen gefährdet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe be-
straft. Hat der Täter durch die Tat fahrlässig wichtige öffentliche Interessen gefährdet, so wird er mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe bestraft. 

(2) Wer, abgesehen von den Fällen des Absatzes 1, unbefugt einen Gegenstand oder eine Nachricht, zu deren Geheimhaltung er 
1. auf Grund des Beschlusses eines Gesetzgebungsorgans des Bundes oder eines Landes oder eines seiner Ausschüsse verpflichtet ist oder 
2. von einer anderen amtlichen Stelle unter Hinweis auf die Strafbarkeit der Verletzung der Geheimhaltungspflicht förmlich verpflichtet worden ist, an einen 

anderen gelangen lässt oder öffentlich bekannt macht und dadurch wichtige öffentliche Interessen gefährdet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren o-
der mit Geldstrafe bestraft. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 
(4) Die Tat wird nur mit Ermächtigung verfolgt. Die Ermächtigung wird erteilt  

1. von dem Präsidenten des Gesetzgebungsorgans  
a) in den Fällen des Absatzes 1, wenn dem Täter das Geheimnis während seiner Tätigkeit bei einem oder für ein Gesetzgebungsorgan des Bun-

des oder eines Landes bekannt geworden ist, 
b) in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 1; 

2. von der obersten Bundesbehörde 
 a)  in den Fällen des Absatzes 1, wenn dem Täter das Geheimnis während seiner Tätigkeit sonst bei einer oder für 

  eine Behörde oder bei einer anderen amtlichen Stelle des Bundes oder für eine solche Stelle bekannt geworden ist, 
b) in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 2, wenn der Täter von einer amtlichen Stelle des Bundes verpflichtet worden ist; 

2. von der obersten Landesbehörde in allen übrigen Fällen der Absätze 1 und 2 Nr. 2. 

§ 355 
Verletzung des Steuergeheimnisses 

(1) Wer unbefugt 
1. Verhältnisse eines anderen, die ihm als Amtsträger 

a) in einem Verwaltungsverfahren oder einem gerichtlichen Verfahren in Steuersachen, 
b) in einem Strafverfahren wegen einer Steuerstraftat oder in einem Bußgeldverfahren wegen einer Steuerordnungswidrigkeit, 
c) aus anderem Anlass durch Mitteilung einer Finanzbehörde oder durch 

die gesetzlich vorgeschriebene Vorlage eines Steuerbescheids oder einer 
Bescheinigung über die bei der Besteuerung getroffenen Feststellungen bekannt geworden sind, oder 

2. ein fremdes Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm als Amtsträger in einem der in Nummer 1 genannten Verfahren bekannt geworden ist, offen-
bart oder verwertet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Den Amtsträgern im Sinne des Absatzes 1 stehen gleich 
1. die für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten, 
2. amtlich zugezogene Sachverständige und 
3. die Träger von Ämtern der Kirchen und anderen Religionsgesellschaften des öffentlichen Rechts. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Dienstvorgesetzten oder des Verletzten verfolgt. Bei Taten amtlich zugezogener Sachverständiger ist der Leiter der 
Behörde, deren Verfahren betroffen ist, neben dem Verletzten antragsberechtigt. 

§ 358 
Nebenfolgen 

Neben einer Freiheitsstrafe von mindestens sechs Monaten wegen einer Straftat nach den §§ 332, 335, 339, 340, 343, 344, 345 Abs. 1 und 3, §§ 348, 352 bis 
353 b Abs. 1, §§ 355 und 357 kann das Gericht die Fähigkeit, öffentliche Ämter zu bekleiden (§ 45 Abs. 2), aberkennen. 



Verwaltungsvorschriften zur Korruptionsbekämpfung in der Landesverwaltung 
(StAnz. 44/2006 S. 2490, Erlass des HMdIuS vom 17.10.2006 - I 11 – 8b 28.7 ) 

 
hier :  Verwaltungsvorschriften für Beschäftigte des Landes über die Annahme von Belohnungen und Ge-

schenken 
Bezug : Erlass vom 3. Januar 1996 (StAnz. S. 334), geändert durch Erlass vom 30. Januar 1998 (StAnz. S. 487) 
 
Eine uneigennützige und auf keinen persönlichen Vorteil bedachte Führung der Dienstgeschäfte ist eine der wesentlichen 
Grundlagen des öffentlichen Dienstes. Beschäftigte, die in Bezug auf ihr Amt oder ihren Beruf Belohnungen oder Ge-
schenke annehmen, gefährden das Vertrauen der Allgemeinheit und ihrer Behörde in ihre Zuverlässigkeit und setzen das 
Ansehen des gesamten öffentlichen Dienstes herab. Dies gilt es im Interesse einer funktionsgerecht, zweckmäßig und 
sachlich orientierten Verwaltung zu vermeiden. Auch wenn die weit überwiegende Mehrheit der Beschäftigten im öffentli-
chen Dienst ihre Verpflichtung ernst nehmen, ihre Aufgaben uneigennützig und unparteilich zu erfüllen, geben Einzelfälle 
von Korruption in der öffentlichen Verwaltung Anlass, fortgesetzt auf die geltenden Regelungen über die Annahme von 
Belohnungen und Geschenken hinzuweisen und den Umgang damit verbindlich festzulegen. Zur Umsetzung dessen und 
als Arbeitserleichterung sind die in der Anlage 1 beigefügten Musterbriefe zu verstehen. Die Beschäftigten sind auf die 
Verpflichtungen hinzuweisen, die sich aus § 84 des Hessischen Beamtengesetzes (HBG) oder den entsprechenden tarifver-
traglichen Vorschriften ergeben. Die Dienstvorgesetzten sollen in regelmäßigen Abständen - mindestens jährlich - in Ge-
sprächen, zum Beispiel Dienstbesprechungen, die Regelungen und Fragen der Korruption mit den Beschäftigten erörtern, 
um diese fortlaufend für das Thema zu sensibilisieren. Hierzu kann eine Dokumentation vorgesehen werden. Bei Tätigkei-
ten in besonders korruptionsgefährdeten Arbeitsgebieten soll eine vertiefte arbeitsplatzbezogene und bedarfsorientierte 
Belehrung der Beschäftigten erfolgen.  
 
Bei Neueinstellungen sind diese Regelungen allen Beschäftigten des Landes gegen Empfangsbestätigung auszuhändigen; 
die Empfangsbestätigung ist zu den Personalakten zu nehmen. Vorfälle von Korruption in der öffentlichen Verwaltung 
geben Anlass, auf die geltenden Regelungen über die Annahme von Belohnungen und Geschenken in einem Merkblatt 
hinzuweisen und Verhaltensempfehlungen zu geben. 
 
1. Grundsatz 

Beschäftigte des Landes dürfen auch nach Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses, keine Belohnungen und Ge-
schenke in bezug auf ihr Amt oder ihre dienstliche Tätigkeit, für sich oder Dritte annehmen. Annahme ist die tatsäch-
liche Entgegennahme einer Leistung (Belohnung oder Geschenk) mit Wissen des Beschäftigten und liegt schon in je-
dem privaten oder dienstlichen Be- oder Ausnutzen. Es genügt auch ein mittelbarer Zufluss (zum Beispiel an Angehö-
rige), wenn der Beschäftigte davon weiß und dies hinnimmt. Eine ausdrückliche Annahmeerklärung ist nicht erforder-
lich. Es reicht auch schlüssiges Verhalten. 

 
2. Zustimmung  

Ausnahmen vom Annahmeverbot bedürfen der Zustimmung der zuständigen Stelle (§§ 84 Satz 2 HBG, 10 Abs. 1 des 
Bundes-Angestelltentarifvertrages (BAT), 12 Abs. 1 des Manteltarifvertrages für Arbeiterinnen und Arbeiter des 
Bundes und der Länder (MTArb). Welche Stelle dies ist, erfahren die Beschäftigten bei ihrer Dienststelle). 

 
Werden Beschäftigten Belohnungen oder Geschenke von Personen angeboten, mit denen sie dienstlich zu tun haben, 
wird es sich häufig um Belohnungen oder Geschenke in bezug auf ihr Amt oder ihre dienstliche Tätigkeit handeln. In 
diesem Falle haben sie die Zustimmung der zuständigen Stelle vor der Annahme einzuholen, wenn nicht die Annahme 
nach Nr. 4 allgemein genehmigt ist. Kann die Zustimmung nicht vor der Annahme eingeholt werden, muss die An-
nahme unterbleiben. 
 
Sind Beschäftigte ausnahmsweise der Ansicht, dass es sich um eine private Leistung handelt, wird ihnen empfohlen, 
sich gleichwohl an ihre Dienststelle zu wenden, damit geklärt wird, ob eine Zustimmung erforderlich ist. Nur auf diese 
Weise lassen sich Zweifel von vornherein vermeiden. Nehmen Beschäftigte von Personen, mit denen sie dienstlich zu 
tun haben, Belohnungen oder Geschenke an, ohne eine Zustimmung eingeholt zu haben oder ihre Dienststelle einge-
schaltet zu haben, geht das Risiko einer Fehleinschätzung der Sach- und Rechtslage allein zu ihren Lasten und kann 
für sie schwerwiegende Folgen haben (vergleiche unten Nr. 7). 
 
Geschenke aus dem Kollegen- oder Mitarbeiterkreis von üblichem und angemessenem Wert (zum Beispiel. aus Anlass 
eines Geburtstages, eines Dienstjubiläums oder Ähnliches.) sind Geschenke im privaten Rahmen, für deren Annahme 
keine Zustimmung erforderlich ist. 

 
3. Grundsätzliches Annahmeverbot  
3.1. Die Annahme folgender Leistungen in Bezug auf das Amt ist grundsätzlich untersagt: 

1. Bargeld 
2. Überlassung von Gegenständen (zum Beispiel Kraftfahrzeugen, Geräte und Maschinen zum Gebrauch) 

ohne oder zu einem geringeren als dem üblichen Entgelt, 
 



3. Gewährung von Leistungen (zum Beispiel durch Überlassung von Fahrkarten, Eintrittskarten, Gutschei-
nen, Flugtickets, Mitnahme auf Urlaubsreisen, Unterkunft) ohne oder zu einem geringeren als dem übli-
chen Entgelt, 

4. Gewährung besonderer Vergünstigungen bei Privatgeschäften (zum Beispiel zinslose oder zinsgünstige 
Darlehen, verbilligter Einkauf). 

 
3.2 Die Annahme von Leistungen in Bezug auf das Amt, die der oder dem Beschäftigten nur mittelbar (zum Beispiel 

bei Leistungen an Angehörige, Vereine usw., Beschäftigung von Angehörigen oder Ferientätigkeiten von Kin-
dern zu offensichtlich unangemessenen Bedingungen) zukommen oder zukommen sollen, ist ebenfalls untersagt. 

 
3.3 Im Einzelfall kann die Zustimmung zur Annahme von Leistungen  nach den Nr. 3.1 und 3.2 ausnahmsweise 

erteilt werden, wenn nach besonderer Prüfung die Voraussetzungen der Nr. 5 vorliegen (Ausnahme vom Ver-
bot). 

 
3.4 Das Angebot von Leistungen nach den Nr. 3.1 und 3.2 ist der für die Zustimmung zur Annahme von Belohnun-

gen und Geschenken zuständigen Stelle unverzüglich mitzuteilen. 
 
4. Allgemeine Zustimmung zur Annahme 
4.1. Zur Verwaltungsvereinfachung gilt die Annahme der nachstehend aufgeführten Zuwendungen als allgemein geneh-

migt, soweit den Beschäftigten nicht ausdrücklich etwas anderes mitgeteilt wurde: 
• Übliche und nach allgemeiner Auffassung nicht zu beanstandende geringwertige Aufmerksamkeiten (zum Bei-

spiel Werbeartikel in einfacher Ausführung wie Kalender, Kugelschreiber oder Schreibblocks), sofern der Wert 
insgesamt 10 Euro (Verkehrswert) nicht übersteigt, 

• geringfügige Dienstleistungen, die die Durchführung eines Dienstgeschäftes erleichtern oder beschleunigen, 
zum Beispiel die Abholung mit einem Wagen vom Bahnhof, 

• Bewirtung aus Anlass oder bei Gelegenheit dienstlicher Handlungen (zum Beispiel Besprechungen, Besichti-
gungen) wenn sie üblich und angemessen sind oder wenn sie ihren Grund in den Regeln des Verkehrs und der 
Höflichkeit haben, denen sich auch Angehörige des öffentlichen Dienstes unter Berücksichtigung ihrer beson-
deren Verpflichtung zur objektiven Amtsführung nicht entziehen können, ohne gegen gesellschaftliche Formen 
zu verstoßen (zum Beispiel Erfrischungsgetränke, Imbiss, Mittagessen). Dies gilt nicht, wenn die Bewirtung 
nach Art und Umfang einen nicht unerheblichen Wert darstellt, wobei sich der Maßstab im Einzelfall auch an 
der amtlichen Funktion der Beschäftigten ausrichtet, 

• eine übliche Bewirtung bei allgemeinen Veranstaltungen, an denen Beschäftigte im Rahmen ihres Amtes oder 
in dienstlichem Auftrag teilnehmen (zum Beispiel Empfänge, Einweihungen). 

 
4.2. Bei Annahme einer Bewirtung besteht die Verpflichtung, unentgeltlich gewährte Verpflegung in der Reisekostenab-

rechnung nach § 12 des Hessischen Reisekostengesetzes anzugeben. 
 
5. Zustimmung im Einzelfall 
5.1 Im Übrigen wird die Entscheidung über die Annahme von Belohnungen und Geschenken nach pflichtgemäßem 

Ermessen im Rahmen der Umstände des Einzelfalls getroffen. Deshalb haben die betroffenen Beschäftigten die 
für die Entscheidung maßgeblichen Umstände vollständig mitzuteilen.  

 
Der Annahme von Belohnungen und Geschenken kann nur zugestimmt werden, wenn ausgeschlossen ist, dass 

• durch die Leistung dienstliches Handeln beeinflusst werden soll und 
• die Annahme der Leistung die objektive Amtsführung beeinträchtigen könnte und 
• die Annahme der Leistung bei Dritten den Eindruck hervorrufen könnte, dass die Leistung dienstliches Han-

deln beeinflussen oder die objektive Amtsführung beeinträchtigen könnte und 
• die Leistung als Anerkennung für ein bestimmtes Verwaltungshandeln verstanden werden könnte. 

 
 Die Zustimmung soll schriftlich erteilt werden. 

 
5.2  Die Zustimmung zur Teilnahme an Informations- oder Präsentationsveranstaltungen/-reisen sowie Fortbildungsveran-

staltungen von Firmen oder anderen Institutionen, welche die mit der Veranstaltung oder Reise zusammenhängenden 
Kosten für die Beschäftigten übernehmen, darf nur erteilt werden, wenn die fachlichen Gesichtspunkte weit überwie-
gen, an der Teilnahme ein dringendes dienstliches Bedürfnis und kein Zusammenhang zu einem laufenden oder abseh-
baren Vergabevorgang besteht. 

 
6. Strafrechtliche Folgen 
6.1. Die Annahme von Belohnungen und Geschenken ohne Zustimmung der zuständigen Stelle ist nach § 331 StGB (Vor-

teilsannahme) oder § 332 StGB (Bestechlichkeit), gegebenenfalls in Verbindung mit § 336 StGB (Unterlassen der 
Diensthandlung) strafbar. Wissen Vorgesetzte oder andere Personen, denen Aufsicht oder Kontrolle über die Dienstge-
schäfte anderer Personen übertragen ist, von der Annahme von Belohnungen oder Geschenken durch diese Personen, 
können sie sich auch nach § 357 StGB strafbar machen, zum Beispiel weil sie eine rechtswidrige Tat geschehen lassen. 



6.2. Zu den strafrechtlichen Vorschriften wird besonders darauf aufmerksam gemacht, dass für Bestechlichkeit im Regelfall 
eine Freiheitsstrafe von mindestens sechs Monaten vorgesehen ist. Haben Beschäftigte bei ihren Handlungen einen 
Ermessensspielraum, kann der Tatbestand der Bestechlichkeit nach der strafrechtlichen Rechtsprechung zu § 332 Abs. 
3 StGB bereits mit der Annahme einer Belohnung oder eines Geschenks verwirklicht sein, auch wenn die oder der Be-
schäftigte in der Sache genauso handelt, wie sie oder er ohne Annahme einer Belohnung oder eines Geschenks gehan-
delt hätte. Dabei ist der strafrechtliche Ermessensbegriff in § 332 Abs. 3 StGB weiter als der verwaltungsrechtliche 
Begriff des Ermessens. 

 
6.3. Die vorstehend genannten Strafvorschriften sind in der Anlage 2 abgedruckt. 
 
 
7. Dienst- und arbeitsrechtliche Folgen 
7.1. Bei Beamtinnen und Beamten ist eine schuldhafte Verletzung des Verbots, Belohnungen oder Geschenke in 

Bezug auf ihr Amt anzunehmen, ein Dienstvergehen (§§ 84 Satz 1, 90 Abs. 1 HBG). Dies gilt nicht, soweit vor 
der Annahme die Zustimmung erteilt wurde. Auch die schuldhafte Verletzung der Pflicht, die zuständige Stelle 
über die angebotene, nicht angenommen Leistung zu unterrichten (Nr. 3.4) ist ein Dienstvergehen. 

 
7.2. Bei Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamten oder bei früheren Beamtinnen und Beamten mit Versor-

gungsbezügen gilt es als Dienstvergehen, wenn sie gegen das Verbot der Annahme von Belohnungen und Ge-
schenken in Bezug auf ihr früheres Amt verstoßen (§§ 84 Satz 1, 90 Abs. 2 Nr. 3 HBG). 

 
7.3. Bei Beamtinnen und Beamten ist beim Verdacht eines entsprechenden Dienstvergehens zu prüfen, ob die Einlei-

tung eines Disziplinarverfahrens - gegebenenfalls mit dem Ziel der Entfernung der Beamtin oder des Beamten 
aus dem Dienst - erforderlich ist und welche vorläufigen Maßnahmen (zum Beispiel Verbot der Führung der 
Dienstgeschäfte, § 74 Abs. 1 HBG, oder vorläufige Dienstenthebung , gegebenenfalls mit Einbehaltung eines 
Teils der Dienstbezüge, § 43 HDG), notwendig sind. 

 
7.4. Wird eine Beamtin oder ein Beamter im ordentlichen Strafverfahren durch ein deutsches Gericht wegen einer 

vorsätzlichen Tat zu Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr verurteilt, endet ihr oder sein Beamtenverhältnis 
mit der Rechtskraft des Urteils (§ 46 HBG). Ist die Beamtin oder der Beamte nach der Tat in den Ruhestand ge-
treten, so verliert sie oder er mit der Rechtskraft der Entscheidung ihre oder seine Rechte als Ruhestandsbeamter 
(§ 59 BeamtVG). 

 
7.5. Bei Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern ist bei schuldhafter Verletzung der Pflicht, Belohnungen und Ge-

schenke nur mit Zustimmung anzunehmen, zu prüfen, ob ein wichtiger Grund zur außerordentlichen Kündigung 
des Beschäftigungsverhältnisses vorliegt. Im Falle einer außerordentlichen Kündigung kann der Verlust des An-
spruchs auf Versorgungsrente aus der Versicherung bei der Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder ein-
treten. In weniger schwerwiegenden Fällen kommen, etwa bei schuldhafter Verletzung der Pflicht, die zuständi-
ge Stelle über die angebotene Leistung zu informieren (§ 10 Abs. 2 BAT, § 12 Abs. 2 MTArb), kommen auch 
andere arbeitsrechtliche Maßnahmen, wie zum Beispiel eine Unterbrechung der Bewährungszeiten beim Vorlie-
gen tariflicher Aufstiegsmerkmale oder auch eine Abmahnung, in Betracht. 

 
8. Zweifelsfälle 

Beschäftigte sollten sich in allen Zweifelsfällen an ihre Dienststelle wenden. Dies ist auch in den Fällen ratsam, in 
denen schon durch die Annahme von geringfügigen Dienstleistungen, Höflichkeitsanerbieten oder Bewirtungen der 
Eindruck der Befangenheit oder der Bevorzugung Einzelner entstehen könnte. 

 
9. Geltungsbereich 
9.1. Die vorstehenden Regelungen gelten einheitlich für alle Beschäftigten des Landes Hessen. 
 
9.2. Den Gemeinden, den Gemeindeverbänden und den sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden Körper-

schaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts wird empfohlen, entsprechend zu verfahren.  
 
9.3. Die Erlasse vom 03. Januar 1996 (StAnz. S. 334) und vom 30. Januar 1998 (StAnz. S. 487) werden aufgehoben. 
 
 

Wiesbaden, 17. Oktober 2006 Hessisches Ministerium 
des Innern und für Sport 

I 11 — 08 b 28.07 
— Gült.-Verz. 3200 — 
StAnz. 44/2006 S. 2490 

 



Anlage 1 
 
Musterbrief 1 (Einladung zu Präsentationen) 
Anschrift 
 
Einladung zu … 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
für Ihre Einladung zu … bedanke ich mich. 
Da der Charakter Ihrer Veranstaltung wesentlich durch das Beiprogramm geprägt ist, bitte ich um Verständnis, dass es mir nicht möglich ist, 
Ihre Einladung anzunehmen.  
Der öffentliche Dienst ist zu Neutralität verpflichtet. Deshalb bin ich grundsätzlich gehalten, von vornherein jeden Anschein der Beeinflus-
sung zu vermeiden, der durch die Teilnahme an einer über eine reine Informationsveranstaltung hinausgehenden Präsentation entstehen 
könnte.  
An Informationen über … bin ich aber weiterhin interessiert und bitte Sie, mich in Ihrem Verteiler zu belassen. 
 
Mit freundlichen Grüßen  
… 
 
Musterbrief 2 (Einladung zu Festlichkeiten) 
Anschrift 
 
Einladung zu … 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
für Ihre Einladung zu … bedanke ich mich. 
Die Hessische Landesverwaltung versteht sich auch als moderner, kundenorientierter Dienstleistungsbetrieb. Wir als seine Beschäftigten 
sind bemüht, den Anliegen der Bürgerinnen und Bürger im Rahmen der rechtlichen Möglichkeiten (schnell und umfassend) zu entspre-
chen. Wenn dies gelungen ist, freut mich das, und ich danke für den mit der Einladung verbundenen Ausdruck der Zufriedenheit. 
Ich bitte jedoch um Verständnis, dass ich zur Wahrung der Neutralität des öffentlichen Dienstes grundsätzlich gehalten bin, jeden Anschein 
der Beeinflussung von vornherein zu vermeiden, der durch eine Teilnahme entstehen könnte. Da der Charakter Ihrer Veranstaltung wesent-
lich durch das festliche Programm geprägt ist, kann ich Ihre Einladung nicht annehmen. 
Ich wünsche Ihnen am … eine gelungene Veranstaltung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
… 
 
Musterbrief 3 (Übersendung/Übergabe von Geschenken) 
Anschrift 
 
Übersendung eines … 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
(Verbindlicher Einleitungssatz je nach Gelegenheit, zum Beispiel:) 
Wieder geht ein Jahr zu Ende, in dem wir gut zusammengearbeitet haben./Gerade haben wir erfolgreich ein gemeinsames Projekt beendet. 
Mit der Übersendung Ihres Geschenkes haben Sie sich bei mir für diese gute Zusammenarbeit bedankt. So habe ich Ihr Geschenk ver-
standen. Mich bringt diese Praxis durchaus in Schwierigkeiten, denn der öffentliche Dienst ist zu Neutralität verpflichtet. Deshalb 
dürfen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter grundsätzlich keine Belohnungen oder Geschenke annehmen. Vor diesem Hintergrund bitte ich 
um Verständnis, dass es mir nicht möglich ist, Ihr Geschenk anzunehmen, so gut es gemeint ist. 
 
(Alternativ bei zunächst erfolgter Übergabe:) 
 
Mit Ihrem Geschenk haben Sie sich bei mir für diese gute Zusammenarbeit bedankt. So habe ich Ihr Geschenk verstanden. Mich bringt 
diese Praxis durchaus in Schwierigkeiten, denn der öffentliche Dienst ist zu Neutralität verpflichtet. Deshalb dürfen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter grundsätzlich keine Belohnungen oder Geschenke annehmen. Nach Rücksprache mit meinem Vorgesetzten sehe ich mich 
deshalb veranlasst, das mir am … überreichte Geschenk zurückzugeben. 
Außerdem versteht sich die Hessische Landesverwaltung als moderner, kundenorientierter Dienstleistungsbetrieb: Er ist bemüht, allen 
Anliegen im Rahmen der rechtlichen Möglichkeiten zu entsprechen. Wenn dies gelungen ist, freut mich das. 
 
Variante 1:  
Am besten wäre es, wenn Sie in Zukunft auf die Übersendung/Übergabe von Geschenken verzichten würden. Ich hoffe auf Ihr Verständ-
nis und bitte Sie deshalb, Ihr Geschenk in den nächsten vier Wochen abzuholen oder abholen zu lassen. Andernfalls werde ich, 
Ihr Einverständnis unterstellt, das Geschenk an … (soziale Einrichtung) weitergeben. 
 
Variante 2: 
Ich gehe davon aus, dass Sie damit einverstanden sind, dass das Geschenk an … (soziale Einrichtung) weitergegeben wird. Es wäre am 
besten, wenn Sie in Zukunft auf die Übersendung/Übergabe von Geschenken verzichten würden. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
… 



Anlage 2 
 
 
In Nr. 6 der Verwaltungsvorschriften genannte sowie weitere einschlägige Strafvorschriften des Strafgesetzbuchs (StGB): 
 

§ 331 Vorteilsannahme 
(1) Ein Amtsträger oder ein für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteter, der für die Dienstausübung einen Vorteil für sich oder 

einen Dritten fordert, sich versprechen lässt oder annimmt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.  
(2) Ein Richter oder Schiedsrichter, der einen Vorteil für sich oder einen Dritten als Gegenleistung dafür fordert, sich versprechen lässt 

oder annimmt, dass er eine richterliche Handlung vorgenommen hat oder künftig vornehme, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jah-
ren oder mit Geldstrafe bestraft. Der Versuch ist strafbar. 

(3) Die Tat ist nicht nach Absatz 1 strafbar, wenn der Täter einen nicht von ihm geforderten Vorteil sich versprechen lässt oder annimmt 
und die zuständige Behörde im Rahmen ihrer Befugnisse entweder die Annahme vorher genehmigt hat oder der Täter unverzüglich 
bei ihr Anzeige erstattet und sie die Annahme genehmigt. 

 

§ 332 Bestechlichkeit 
(1) Ein Amtsträger oder ein für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteter, der einen Vorteil für sich oder einen Dritten als Gegen-

leistung dafür fordert, sich versprechen lässt oder annimmt, dass er eine Diensthandlung vorgenommen hat oder künftig vornehme 
und dadurch seine Dienstpflichten verletzt hat oder verletzen würde, wird mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren 
bestraft. In minder schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe. Der Versuch ist strafbar. 

(2) Ein Richter oder Schiedsrichter, der einen Vorteil für sich oder einen Dritten als Gegenleistung dafür fordert, sich versprechen lässt 
oder annimmt, dass er eine richterliche Handlung vorgenommen hat oder künftig vornehme und dadurch seine richterlichen Pflichten 
verletzt hat oder verletzten würde, wird mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren bestraft. In minder schweren Fällen ist 
die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren. 

(3) Falls der Täter den Vorteil als Gegenleistung für eine künftige Handlung fordert, sich versprechen lässt oder annimmt, so sind die 
Absätze 1 und 2 schon dann anzuwenden, wenn er sich dem anderen gegenüber bereit gezeigt hat, 
1. bei der Handlung seine Pflichten zu verletzen oder, 
2. soweit die Handlung in seinem Ermessen steht, sich bei Ausübung des Ermessens 

 durch den Vorteil beeinflussen zu lassen. 

 

§ 335 Besonders schwere Fälle der Bestechlichkeit und Bestechung 
(1) In besonders schweren Fällen wird 
1. eine Tat nach 

a) § 332 Abs. 1 Satz 1, auch in Verbindung mit Abs. 3, und 
b)  § 334 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2, jeweils auch in Verbindung mit Abs. 3, mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren 

und 
2. eine Tat nach § 332 Abs. 2, auch in Verbindung mit Abs. 3, mit Freiheitsstrafe nicht unter zwei Jahren bestraft. 
(2) Ein besonders schwerer Fall im Sinne des Absatzes 1 liegt in der Regel vor wenn,  
1. die Tat sich auf einen Vorteil großen Ausmaßes bezieht, 
2. der Täter fortgesetzt Vorteile annimmt, die er als Gegenleistung dafür gefordert hat, dass er eine Diensthandlung künftig vornehme, 

oder  
3. der Täter gewerbsmäßig oder als Mitglied einer Bande handelt, die sich zur fortgesetzten Begehung solcher Taten verbunden hat.  

 

§ 336 Unterlassen der Diensthandlung 
Der Vornahme einer Diensthandlung oder einer richterlichen Handlung im Sinne der §§ 331 bis 335 steht das Unterlassen der Handlung 
gleich. 

 

§ 337 Schiedsrichtervergütung 
Die Vergütung eines Schiedsrichters ist nur dann ein Vorteil im Sinne der §§ 331 bis 335, wenn der Schiedsrichter sie von einer Partei 
hinter dem Rücken der anderen fordert, sich versprechen lässt oder annimmt oder wenn sie ihm eine Partei hinter dem Rücken der ande-
ren anbietet, verspricht oder gewährt. 
 

§ 338 Vermögensstrafe und Erweiterter Verfall 
(1) In den Fällen des § 332, auch in Verbindung mit den §§ 336 und 337, ist § 73 d anzuwenden, wenn der Täter gewerbsmäßig oder als 

Mitglied einer Bande handelt, die sich zur fortgesetzten Begehung solcher Taten verbunden hat. 
(2)  In den Fällen des § 334, auch in Verbindung mit den §§ 336 und 337, sind die  
 §§ 43 a, 73 d anzuwenden, wenn der Täter als Mitglied einer Bande handelt, die sich zur fortgesetzten Begehung solcher Taten 

verbunden hat. § 73 d ist auch dann anzuwenden, wenn der Täter gewerbsmäßig handelt. 
 

§ 357 Verleitung eines Untergebenen zu einer Straftat 
(1) Ein Vorgesetzter, welcher seine Untergebenen zu einer rechtswidrigen Tat im Amt 

verleitet oder zu verleiten unternimmt oder eine solche rechtswidrige Tat seiner Untergebenen geschehen lässt, hat die für diese 
rechtswidrige Tat angedrohte Strafe verwirkt. 

(2) Dieselbe Bestimmung findet auf einen Amtsträger Anwendung, welchem eine Auf- 
sicht oder Kontrolle über die Dienstgeschäfte eines anderen Amtsträgers übertragen ist, sofern die von diesem letzteren Amtsträger 
begangene rechtswidrige Tat die zur Aufsicht oder Kontrolle gehörenden Geschäfte betrifft. 



 

Erklärung zu Strafen und Disziplinarmaßnahmen sowie zu laufenden Verfahren 
 

 
Hinsichtlich nicht getilgter gerichtlicher Verurteilungen und nicht getilgter Disziplinarmaßnahmen so-
wie anhängiger Straf-, Ermittlungs- oder Disziplinarverfahren mache ich folgende Angaben (Gericht / 
Ermittlungsbehörde, Aktenzeichen, Art der Straftat / des Dienstvergehens, Datum, Höhe der Bestra-
fung, Art der Disziplinarmaßnahme): 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Hinweis: 
Die nicht der Offenbarungspflicht unterliegenden Verurteilungen ergeben sich aus § 53 Bundeszentralregistergesetz i.d.F. der Bekannt-
machung vom 21. September 1984 (BGBl. 1 S. 1229, 1985 S. 195), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16. Juni 1995 (BGBl. 1 S. 818). 
Straferlass durch Begnadigung oder Amnestie ist nicht gleichbedeutend mit einer Tilgung der Strafe. 

 
 
 
 


